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Von Igor Iliev, MLaw UZH

ZUSTÄNDIGKEIT DES HANDELSGERICHTS 

TROTZ STREITIGKEIT AUS EINEM PRIVAT-

GESCHÄFT

Gemäss Zivilprozessordnung ist für Streitigkeiten 

zwischen Parteien, die beide im Handelsregister 

eingetragen sind und bei denen die geschäftliche 

Tätigkeit mindestens einer Partei betroffen ist, 

das Handelsgericht (sofern im betreffenden Kan-

ton ein solches besteht) zwingend zuständig. Das 

Bundesgericht hatte einen Fall zu beurteilen, in 

welchem zwei natürliche Personen Aktien an eine 

Gesellschaft verkauften. Die beiden Verkäufer 

waren als Inhaber von Einzelunternehmen im 

Handelsregister eingetragen, die Aktien befan-

den sich aber im Privatvermögen der Verkäufer. 

Aus dem Aktienkaufvertrag ergab sich eine Strei-

tigkeit. Das aufgerufene Handelsgericht war der 

Ansicht, dass der Sachverhalt in keinem Zusam-

menhang mit dem Einzelunternehmen der invol-

vierten Verkäufer stand und die Angelegenheit 

deshalb nicht durch das Handelsgericht zu beur-

teilen war. Das Bundesgericht war anderer Auf-

fassung und hielt sich somit genau an den 

 Wortlaut des Gesetzes. Im Hinblick auf den 

Rechtsschutz ist diese Auslegung des Bundesge-

richts problematisch, weil damit dem (privaten) 

Rechtssuchenden eine Instanz entgeht und über-

dies kein (kostengünstiges) Schlichtungsverfah-

ren vor dem Friedensrichter stattfindet. 

Auswahl gesellschaftsrechtlicher 
Entscheide der 
jüngsten Vergangenheit

Die nachfolgende Zusammenfassung gibt – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – eine Über-
sicht über wichtige wirtschaftsrechtliche Entscheide der letzten zwei Jahre.
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KLAGE AUF ENTZUG DER GESCHÄFTS-

FÜHRUNGS- UND VERTRETUNGSBEFUG-

NIS BEI DER GMBH 

Jeder Gesellschafter kann dem Gericht beantra-

gen, einem Gesellschaftsführer die Geschäftsfüh-

rungs- und Vertretungsbefugnis zu entziehen 

oder zu beschränken, wenn dafür ein wichtiger 

Grund vorliegt. Es fragt sich aber, wann ein solch 

wichtiger Grund vorliegt. Das Bundesgericht hat 

festgehalten, dass es bei dieser Klage ausschliess-

lich darum geht, die Funktionstauglichkeit der 

Gesellschaftsorgane aufrecht zu erhalten. Bei der 

Beurteilung des wichtigen Grundes ist somit aus-

schliesslich das Interesse der Gesellschaft und nie 

das individuelle Interesse eines Gesellschafters 

massgebend. 

PRÄZISIERTE EINTRAGUNG DER 

 ZEICHNUNGSBERECHTIGUNGEN EINER 

GESELLSCHAFT

Das Bundesgericht hatte wiederholt zu beur-

teilen, ob bei der Eintragung von Kollektivunter-

schriften im Handelsregister die zur gemein-

samen Unterzeichnung befugten Personen 

na ment lich bezeichnet werden können (z.B. «Kol-

lektivunterschrift zu zweien zusammen mit X. 

oder Y.)». Das Bundesgericht vertritt die klare 

Meinung, dass eine solche Präzisierung der 

 Zeichnungsberechtigungen möglich und eintra-

gungsfähig ist, auch wenn dies für die Handels-

registerämter einen zusätzlichen Aufwand be-

deutet und zu unübersichtlichen Einträgen führen 

kann.

KEIN WIDERRUF EINES RICHTERLICHEN 

AUFLÖSUNGSENTSCHEIDS

Ist eine Gesellschaft mangelhaft organisiert, weil 

z.B. ein Organ nicht ordnungsgemäss besetzt ist, 

kann der Richter die Gesellschaft auflösen und 

die Liquidation anordnen. Gesetzlich nicht 

 geregelt ist allerdings, ob ein solcher Entscheid 

widerrufen werden kann, wenn der Organisa-

tions mangel nachträglich behoben wird. Im 

 Kon   kurs  verfahren ist ein solcher Widerruf mög-

lich. Das Bundesgericht hat entschieden, dass 

solche Auflösungsentscheide, entgegen den 

 Regeln des Konkursrechts, nicht mehr wider- 

rufen werden können, sobald sie rechtskräftig 

werden. 

VORAUSSETZUNGEN DES TRAKTAN-

DIERUNGSRECHTS DES AKTIONÄRS

Gemäss Gesetzeswortlaut können Aktionäre, die 

zusammen mind. 10% des Aktienkapitals vertre-

ten, die Einberufung einer Generealversammlung 

verlangen. Die Traktandierung eines Gegenstan-

des können nur Aktionäre verlangen, die zusam-

men mindestens Aktien im Nennwert von CHF 1 

Mio. vertreten. Das Bundesgericht hat festgehal-

ten, dass eine Trennung zwischen Einberufung 

und Traktandierung keinen Sinn macht, weil die 

Einberufung immer mit Angabe der Verhand-

lungsgegenstände anbegehrt werden muss. Des-

halb steht das Traktandierungsrecht – entgegen 

dem genauen Gesetzeswortlaut – nicht nur Akti-

onären zu, die über Aktien im Nennwert von  

CHF 1 Mio. verfügen, sondern auch solchen, die 

mindestens 10 % des Aktienkapitals vertreten. 

Etwas Gegenteiliges wäre sinnlos. Würde das 

Traktandierungsrecht Aktien im Nennwert von 

CHF 1 Mio. voraussetzen, gäbe es bei 90% der 

Schweizer Aktiengesellschaften gar kein Traktan-

dierungsrecht der Aktionäre. 

DIE ZUSTELLUNG VON GERICHTS-

URKUNDEN AN DOMIZILHALTER

Die Zustellung von Gerichtsurkunden an juristi-

sche Personen wird als erfolgt betrachtet, wenn 

die Sendung von einer angestellten Person des 

Adressaten entgegengenommen wird. Diese 

 Person braucht zur Entgegennahme von Ge-

richtsurkunden weder ausdrücklich noch still-

schweigend ermächtigt zu sein. Die Gerichtsur-

kunde muss auch nicht zwingend von einer 

zeichnungs- oder vertretungsberechtigten Person 

des Adressaten entgegengenommen werden. 

Dasselbe gilt auch bei der Zustellung an den Do-

mizilhalter. Unbeachtlich ist somit, ob die Ge-

richtsurkunden tatsächlich an die zuständigen 

Personen der betreffenden Gesellschaft weiter-

geleitet werden. 

ÜBERTRAGUNG VON UNVERBRIEFTEN 

AKTIEN MITTELS GENERALVERSAMM-

LUNGSPROTOKOLL

Die Übertragung von unverbrieften Namenaktien 

erfolgt nach den Regeln der Forderungsabtre-

tung. Wesentliche Merkmale ist die Schriftlichkeit 

der Abtretungserklärung und der Wille des Ze-

denten, dem Erwerber die aktienrechtlichen An-

sprüche zu übertragen. Eine besondere Form des 

Abtretungsaktes ist nicht erforderlich. Das Bun-

desgericht hat anerkannt, dass unverbriefte Ak-

tien auch mittels Protokollierung einer General-

versammlung übertragen werden können, sofern 

das Protokoll unterzeichnet wurde und daraus 

wenigstens der Übertragungswille des Zedenten 

ersichtlich ist.  n
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